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14. Juni 1961

UNTERSUCHUNG

Verkiirzte Arbeitszeit und unbezahlte Aufbauarbeit

Tendenz des sowjetischen Arbeitsrechts

In der Sowjetunion ist eine neue Arbeitsgesetzgebung in Vorbereitung, Sie wird of-
fizielle Arbeitszeitverkiirzung bringen und damit die Tendenz zu einer Verringerung
der bezahlten Arbeit zugunsten der unbezahlten «freiwilligen« Arbeit bestdtigen. Sie
wird die Arbeitsdisziplin vermehrt der Kontrolle behordlicher Organe entziehen wund
diese Liberalisierung durch eine Verschdrfung der Gesellschaftskontrolle mehr als
kompensieren. Sie wird den Druck auf die Werktdtigen zum Teil direkt vermindern,
durchwegs aber indirekt verstirken. Diese Entwicklung geht dahin, die Erleichterun-
gen der poststalinistischen Jahre wieder riickgingig zu machen. Das zeigt die vor-
bereitende Parteitheorie, die durch Dekrete eingeleitete Praxis und die Parallelitdt
mit der iibrigen Gesetzgebung (siehe KB Nr. 20 bis 22).

Der Planwirtschaft unterstellt
Wenn die sowjetische Propaganda die un-
genligenden Arbeitsverhdltnisse im We-
sten anprangert, geschieht dies stets un-
ter Hinweis darauf, dass die Interessen
der Werktétigen erst im kommunistischen
Staat garantiert werden konnten. Von
allen tatsdchlichen Unwahrheiten abge-
sehen, steht diese These der kommuni-
stischen Theorie schon in direktem Wi-
derspruch zu einem anerkannten Prinzip
der kommunistischen Wirklichkeit: der
Planwirtschaft. Sie hat zur Durchfiihrung
des «sozialistischen» Aufbaus, zur Gestal-
tung des gesamten wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Lebens unbestritten den
Vorrang. Ihr sind die Interessen der Werk-
tatigen untergeordnet und nicht umge-
kehrt. Sie bestimmt iiberdies die Anfor-
derungen sidmtlicher Arbeitgeber (nicht
nur der rein staatlichen) als obligatori-
sche Verpflichtung. Damit erhalten die
Arbeitgeberinteressen absolute Prioritdt
vor den Arbeitnehmerinteressen (im de-
mokratischen System kann je nach kon-
kreten Wirtschafts- und Machtverhilt-
nissen ein relativer Vorrrang der einen
oder andern Seite bestehen, grundsétzlich
aber ergibt sich ein ungefihres Gleich~
gewicht). Nicht nur garantiert das kom-
munistische System die Beriicksichtigung
der Werktitigeninteressen nicht, es ga-
rantiert vielmehr definitionsgeméiss die
Moglichkeit ihrer Unterdriickung. Die
Planwirtschaft bejaht zum mindestens po-
tentiell die Ausbeutung.

Der « sozialistische Sektor»
Bestédtigt wird diese Aussangslage durch
die konkreten Arbeitsverh&ltnisse, die
durch das «sozialistische» Eigentum der
Produktionsmittel bestimmt werden. In
der Sowjetunion wird — im TUnterschied
noch zu den Volksdemokratien — als Ar-
beitgeber ausschliesslich der sogenannte
«sozialistische» Sektor anerkannt, ndmlich
der Staat und die Genossenschaften (eine
gerinfligige Ausnahme bildet lediglich die
Anstellung von  Haushaltsangestellten,
auch das iibrigens in wenigstens indirek-
ter Abhingigkeit vom «sozialistischen
Sektor»). Ein mdglicher Interessenkonflikt
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer
ist damit auch im Einzelnen schon im
voraus zu Ungunsten der Werktitigen ent-
schieden.

In der Deutschen Demokratischen Republik
sind die politische Macht der Arbeiterklasse
im Biindnis mit den Genossenschafisbauern,
der Intelligenz und den andern Schichten der
Werktétigen, das sozialisfische Eigenfum an
den Produktionsmitteln und die Planwirtschaft
die Grundlagen fiir die rechiliche Regelung
der Arbeitsverhiltnisse.

Paragraph 1 des neuen SBZ-Arbeitsrechtes.

Innerhalb der Arbeitsverhdltnisse im «so-
zialistischen Sektor» hat der Arbeitnehmer
naturgemiss dort eine grissere Bewe-
gungsfreiheit, wo er sich nur indirekt dem
Staat gegeniibergestellt sieht, in den Ge-
nossenschaften. Nun sieht der Weg zum
«Vollkommunismus» die vollige Verstaat-
lichung der Produktionsmittel und damit
die Abschaffung auch dieser relativen
Freiheiten vor. Auch geht die Tendenz
der letzten Jahre (einschliesslich der so-
wjetischen Satelliten) auf «Anndherung
des genossenschaftlichen Eigentums an das
Staatseigentum». Dabei haben die Genos-
senschaften (in der Landwirtschaft die
Kolchosen, in der iibrigen Produktion die
Gewerbegenossenschaften) immer mehr
Elemente der staatlichen Anstellungsrege-
lung zu iibernehmen, was einer stufen-
weisen Beeintrichtigung der noch beste-
henden Arbeiterrechte gleichkommt.

Was von der Liberalisierung iibrig bleibt
Eine solche Entwicklung steht im Kklaren
Widerspruch zur Liberalisierung der Ar-
beitsnormen, die seit den Jahren nach
Stalins Tod mit grosser propagandistischer
Aufmachung verkiindet wurde. Die Lok-
kerung der arbeitsrechtlichen Fesseln
hatte 1953 tatséichlich eingesetzt und
brachte den Werktédtigen vor allem in den
Jahren 1955/1956 mehrere konkrete Er-
leichterungen. Bezeichnend aber fiir den
Unterschied zwischen kommunistischer
Theorie und Praxis ist aber, dass diese Li-
beralisierung zu keinem Zeitpunkt so weit
ging wie das Arbeitsgesetzbuch (AGB) vom
Jahre 1922, das auch heute noch formale
Gliltigkeit hat. Das bestdtigt die aus der
sowjetischen Strafgesetzgebung gewon-
nene Erkenntnis, dass freiheitliche Er-
leichterungen in der UdSSR gewdhnlich
dann legislativ «verankert» werden, wenn
die Tendenz bereits wieder gegenlédufig
ist. Dies trifft auch heute zu, soweit arbei-
terfreundliche Regelungen tiberhaupt noch
in Aussicht gestellt werden. Chrusch-
tschew ist im Begriff, die in den Jahren
1955/1956 gewidhrten Erleichterungen wie-
der abzuschaffen. Sie bezogen sich im
wesentlichen auf folgende Punkte:

a) Milderung der scharfen Sanktionen bei
Verletzung der Arbeitsdisziplin; b) Mil-
derung des Arbeitszwanges; c¢) Neurege-
lung des Kiindigungsrechtes; d) Ein-
schrinkung der Modglichkeiten, die den
Arbeitgebern zur Versetzung der Arbeit-
nehmer gegeben waren.

Zu diesen einzelnen Punkten 1lisst sich
heute die Entwicklung zu einer neuen
Verschirfung recht deutlich ersehen:

a) Stalin hatte die Bestimmungen des AGB
zur Arbeitsdisziplin stufenweise verschirft
und ihre Verletzung 1940 durch ein Dekret
zum Strafbestand erkldrt. (Ueber die
scharfen Sanktionen z.B. bei Verspdtung

zum Arbeitsantritt siche Memo KB, Nr. 4.)
Chruschtschew milderte (Dekret vom
25.4.56) die Regelung und fiihrte etwa
bei Fragen von Arbeitsversiumnis wieder
ein Disziplinarverfahren ein. Als neues
Element traten die Kameradschaftsgerichte
auf (siehe KB, Nr. 16 und 20 bis 22). Stalin
hatte die Arbeitsanforderungen verschirft
und 1942 die von den Kolchosmitgliedern
zu leistenden Tagewerke (sieche Rubrik
Gebrauchsterminologie im Osten) erhoht.
Bei Nichterfiillung der Arbeitsnormen
konnte Zwangsarbeit und Lohnentzug
verhiingt werden. Wiederum wurde die
strafrechtliche Verantwortung eingefiihrt.
Chruschtschew schaffte 1956 die Straf-
verfolgung ab und {iiberliess es der Ge-
neralversammlung der Kolchosmitglieder,
entsprechende Massnahmen zu treffen.

In den letzten Jahren hat nun Chrusch-
tschew die Kontrolle der Arbeitsdisziplin
dadurch wieder verschérft, dass er die
Kompetenzen der von ihm geférderten,
parteikontrollierten Gesellschaftsorgane
erweiterte. Neben den disziplinarischen
Massnahmen (Entlassung, Lohnverminde-
rung, gekilirzter Anspruch auf Ferien, Ver-
sicherungsleistungen usw.) sind die Ent-
scheide der «Staatsbiirgerversammlungen»
und die Kameradschaftsgerichte immer
wichtiger geworden (sieche Untersuchun-~
gen).

b) Der Arbeitszwang, seit 1922 nur als
Ausnahmeverfiigung aufrechterhalten, war
von Stalin 1940 ebenfalls verschirft wor-

Meldungen von morgen

Das erste Atomkraftwerk der Sowjet-
zone soll mndrdlich wvon Berlin, bei
Rheinsberg entstehen. Es wird mit
einem Kernreaktor und einem Turbo-
satz fiir eine elektrische Leistung von
70 MW ausgeriistet. Es handelt sich
eigentlich um einen Versuchsbau, wo-
mit beziiglich der Ausnutzung der
Kernenergie wichtige Erfahrungen ge-
sammelt werden konnen.
*

Die sowjetischen Wissenschafter-Sied-
lungen, die immer hdufiger gegriindet
oder ausgebaut werden und der auch
rdumlich engen Zusammenarbeit der
Forscher dienen, scheinen um eine un-
erwartete Gattung bereichert zu wer-
den: der kiinstlerischen. Bei Wilna,
der Hauptstadt der litauischen SSR
wird mit dem Bau eines Komponisten-
stidtchens begonnen, das neben Wohn-
hdusern fiir die Musiker auch eine spe-
ziell fiir Urauffithrungen bestimmte
Konzerthalle erhalten soll.

Danben machen die Berufs- und Stu-
dienzentren der Naturwissenschafter
weitere Fortschritte, Fiinfstockige In-
stitutionsgebdude fir Geophysik, Erd-
o6l- und Gasforschung enstehen beim
Mamai-Hiigel wvon Stalingrad. Dazu
werden mnoch zahlreiche Auditorien,
Ausstellungspavillons, Unterkunfts-
und Verpflegungsrdume kommen., Die
«Chemiker-Stadts Schatilok an der Be-
resina ist bereits soweit fortgeschrit-
ten, dass die ersten Wohnhduser be-
zogen werden konnen. Bis 1963 soll
die bebaute Wohnfldche 15000 Qua-
dratmeter ausmachen. Die Siedlung
wird iiber eine eigene Versorgung, ein
Spital und eine Schule fiir 920 Kinder
verfiigen.
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den, wahrend ihn Chruschtschew 1956 ab-
schaffte und auf die «gesellschaftliche»
Ebene verwies.

Seither ist die Arbeitspflicht dadurch wie~
der verschérft worden, als iiberhaupt der
Begriff der Arbeit umdefiniert wurde, ein
Prozess, der noch nicht abgeschlossen ist.
Nur jene Tétigkeit wird als Arbeit an-
erkannt, welche zur Erfiillung der Plan-
aufgaben dient. Jetzt wird die allgemeine
Arbeitspflicht in dem Sinn erginzt, dass
die Pflicht zu einer bestimmten Arbeits-
art besteht. Damit wird der dialektischen
Willkiir freie Hand gegeben, je nach den
Forderungen des gerade laufenden Pla-
nes, diese oder jene Arbeitsart zu ver-
langen. Was vor ein paar Jahren Arbeit
war, ist heute «Spekulation» oder «Para-
sitentdtigkeit». Besonders betroffen wird
heute die gesamte Leistung der Neben-
wirtschaften, die Chruschtschew abschaf-
fen moéchte (KB Nr. 2). Haushaltarbeit

der Frauen wird heute im Zeitalter
der Totalkollektivierung als «unproduk-
tiv»  erkldrt; bereits erfolgt eine ge-

sellschaftliche Kampagne gegen die Haus-
haltstétigkeit als Verletzung der allge-
meinen Arbeitspflicht, und eine straf-
rechtliche Verfolgung dieses «Tatbestan-
des» ist in nicht allzuweiter Zukunft mog-
lich. Nicht nur verpdnt, sondern bereits
verfolgt werden Vermittlungsgeschifte im
Rahmen des Kollektivs und anderes «pri-
vates Unternehmertum» unter dem Deck-
mantel von Staat oder Kooperative». Die
Tendenz geht eindeutig auf die Unter-
bindung jeder Privatinitiative.

c¢) Das Kiindigungsrecht des Arbeitneh-
mers war von Stalin 1940 abgeschafft, von
Chruschtschew 1956 wieder eingefiihrt
worden., War der eigenmichtige Fortgang
eines Werktitigen von seinem Arbeitsplatz
vor 1956 noch ein Strafbestandteil, so un-
terliegt er jetzt nur noch gesellschaftlichen
Sanktionen. Jetzt wird ein Arbeiter, der
seinen Arbeitsplatz verlassen will, des-
wegen nicht vor Gericht gestellt werden,
sondern wird vielleicht nur nach den si-
birischen-oder kasachischen Gebieten «um-
gesiedelt», eine unter Chruschtschew be-
liebt gewordene Praxis (KB Nr.18), die
sich etwa durch Entzug der Aufenthalts-
bewilligung und der Aufnétigung (Staats-
biirgerversammlung) von Arbeitsvertri-
gen durchfithren I4sst. Der Arbeitgeber
kann seinerseits im Unterschied zur sta-
linistischen Regelung nicht mehr nach Be-
lieben kiinden. Der Arbeiter kann nim-
lich gegen den Beschluss bei einer Kom-
mission rekurieren, die aus den Mitglie-
dern der gleichen Organisationen (Ge-
werkschaften, Arbeiterrdte, Betriebslei-
tung) besteht, die seine Entlassung aus
«Produktionsgriinden» durchgedriickt ha-
ben.

d) Die von Stalin eingefiihrte Versetzung
ohne Einverstindnis des betreffenden
Werktétigen wurde 1956 ebenfalls abge-
schafft. Der Arbeiter kann gegen die vor-
gesehene Versetzung protestieren, und
eine Schlichtungskommission liberpriift
den Fall. Sie setzt sich zur Hilfte aus
Delegierten der Betriebsleitung und der
Gewerkschaft zusammen.

Die Arbeitszeitverkiirzung

ist 1959 vom Zentralkomitee der Partei
und vom Zentralrat der Gewerkschaften
beschlossen worden. Bis Ende des Sieben-
jahresplanes (1965) soll die Arbeitszeit auf
wochentlich 35 Stunden herabgesetzt

werden. Als Ersatz hat Chruschtschew die
vermehrte freiwillige Aufbauarbeit ge-
funden, die ihrer Freiwilligkeit wegen un-
bezahlt wird. Die Beschllisse zu dieser
freiwilligen Arbeit werden kollektiv ge-
fasst, und zwar meist aus Anlass kommu-
nistischer Feier- oder Gedenktage, Par-
teikongresse und dergleichen, wo die Ver-
weigerung der zusitzlichen Arbeit einer
negativen politischen Meinungsédusserung
gleichkdme. Chruschtschew hat die Er-
weiterung dieser Arbeit wegen dem «fort-
geschrittenen Aufbau des Kommunis-
mus» flr notig erkldrt. Die Nichterfiillung
der gesellschaftlichen Arbeit kommt vor
den Gesellschaftsgerichten zur Sprache,
die als «Erziehung zum sozialistischen Be-
wusstsein» Deportationen bis zu fiunf Jah-
ren verhingen koénnen. Das liegt ganz im
Rahmen der Chruschtschewschen Politik,

die den «Normen der kommunistischen
Moral» (d. h. der Parteiwillkiir) den
Rechtsnormen gegeniiber eine stdndig zu-
nehmende Rolle einrdumt. Zur gleichen
Tendenz (die noch lange nicht ihr End-
stadium erreicht hat) gehort die Errichtung
der sogenannten «kommunistischen Ar-
beitskollektive» (Arbeitsbrigaden, Organi-
sation von Betriebsbelegschaften zu einer
ausserbetrieblichen, vo0llig  «ehrenamt-
lichen» Arbeit. Zusammenfassung von
Quartier- oder Ortsbevolkerung zu be-
stimmten «Aktionen» nach der Arbeits-
zeit). Schliesslich kommt die stets weiter
fortschreitende Kollektivierung der Frei-
zeit hinzu, wobei man ebenfalls zu ge-
meinschaftlichem Genuss der Freizeit an-
gehalten werden kann. In der Sowjet-
union wird nicht die Arbeitszeit verkiirzt,
sondern nur die unbezahlte.
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DIE GROSSEN WIRTSCHAFTSGEBIETE DER UdSSR

1. Das Nord-Westliche -Gebiet

4. Zentral -Schwarzerde - Gebiet 5.Wolga-Gebiet

7.Ural-Gebiet 8. Westsibirien
10.Fern-Ost-Gebiet 11.Donez-Dnjepr-Gebiet
13.5Sld- Gebiet 14. West-Gebiet

16 .Mittelasiatisches Gebiet

2.Das Zentral - Gebiet

3.Wolga -Wjatka-Gebiet
6.Nord-Kaukasus -Gebiet
9.0st-Sibirien
12.Std-West-Gebiet
156.Transkaukasisches Gebiet

17.Gebiet der SSR von Kasachstan

Als wirtschattliche Administrativgebiete verbleiben:

A) Weissrussische SSR

Wirtschaft und Politik
UdSSR
Neue Grenzen gegen
Lokalpatriotismus

Eine Neueinteilung der TUdSSR nach
«Grossen Wirtschaftsgebieten» gibt der
gesamten Union eine von den politischen
Grenzen  unabhingigere Verwaltungs-
struktur und ist als wichtiger Schritt in
Richtung auf die Aufhebung des fodera-
tiven Aufbaus im Rahmen der Sowjet-
republiken zu verstehen.

Die Umgestaltung erfolgt gleichzeitig mit
einer vorldufig noch vorsichtig formulier-
ten Kampagne gegen den foderativen Ge-
‘danken, die immer deutlicher die Tendenz
zum Unionszentralismus erkennen ldsst
(sieche KB Nr. 17, Meldungen von morgen).
Die Karte mit der Darstellung der neuen
wirtschaftlichen Verwaltungsgrenzen er-
schien am 28. Mai in der «Ekonomitsches-
kaja Gasjeta» mit der Ankiindigung oder
Forderung neuer Volkswirtschaftspline
(die sogenannten Gospldne, die auf den
verschiedenen Ebenen — UdSSR, Repu-
bliken, politischen und wirtschaftlichen
Gebieten — von besonderen Kommissio-

B ) Moldauische SSR

nen ausgearbeitet werden) geméss der ab-
gednderten territorialen Struktur. «Die
Ausarbeitung der Pléne und insbesondere
der  Perspektivpline (programmatische
Planung auf lange Sicht), die Entwick-
lung und Erweiterung der Produktion in
den grossen Wirtschaftsgebieten», so heisst
es wortlich, «sind die wirksamsten Mittel
zur Verwirklichung "der rationellen terri-
torialen Arbeitsteilung und zur Bekdmp-
fung wverschiedener Arten wvom Lokalpa-
triotismus.» Somit wird die zunichst 6ko-
nomische Massnahme schon in diesem
ersten Stadium selbst von offizieller Seite
durch politische Motive mitbegriindet.
Das bedeutet Kampf der volkischen Ei-
genstéindigkeit, Losung der Nationalitdten-
frage durch Gleichschaltung und Verwal-
tungsteilung nach rein wirtschafts-admi-
nistrativen Gesichtspunkten im Gegensatz
zum verfassungsméissig anerkannten fo6-
derativen Aufbau der Union der Soziali-
stischen Sowjetrepubliken.

Am Bestehen dieser Tendenz (selbstver-
sténdlich handelt es sich noch nicht um
ein deklariertes Programm) &dndert nichts,
dass erstens die Aufteilung der Union in
Wirtschaftsgebiete schon frither bestand
und dass zweitens die neue Grenzsetzung
auf die Struktur der einzelnen Republiken



	Verkürzte Arbeitszeit und unbezahlte Aufbauarbeit : Tendenz des sowjetischen Arbeitsrechts

